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Grundsteuerreform 2022  
Erklärungspflicht 
Eigentümer unbebauter und bebauter 
Grundstücke, Eigentümer eines Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft, Erbbaube-
rechtigte sowie Eigentümer von Grund 
und Boden, auf diesem ein fremdes 
Gebäude steht, müssen zur Ermittlung 
der neuen Grundsteuerwerte im Rahmen 
der Grundsteuerreform 2022 eine Fest-
stellungserklärung abgeben. Maßgeb-
lich sind die Wertverhältnisse zum Stich-
tag 1.1.2022. Die Erklärungen müssen 
über die Onlinesoftware der Finanzver-
waltung „Elster“ nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz elektronisch übermit-
telt werden. Die Abgabefrist beginnt am 
1.7.2022 und endet am 31.10.2022. 

Öffentliche Bekanntmachung
Erklärungspflichtige, für deren Grundbe-
sitz das Bundesmodell Anwendung fin-
det, wurden zur Abgabe der Erklärung zur 
Feststellung des Grundsteuerwerts durch 
Eintragung im Bundessteuerblatt öffent-
lich aufgefordert (BStBl 2022 I S. 205). Die 
öffentliche Bekanntmachung gilt für die 
Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bre-
men, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Thüringen. 

Individuelle Benachrichtigungen 
Die Bundesländer mit abweichenden 
Ländermodellen fordern ihre Erklärungs-
pflichtigen zum Teil durch Informations-

schreiben und zum Teil durch geson-
derte öffentliche Bekanntmachung auf. 
Bayern hat bereits ab dem 31.3.2022 
damit begonnen, allen Grundstücksei-
gentümern ein Informationsschreiben zur 
neuen Grundsteuer mit entsprechender 
Aufforderung zuzusenden (Bayerisches 
Staatsministerium der Finanzen und für 
Heimat, Pressemitteilung Nr. 082 vom 
30.3.2022). Analog verfährt das Landes-
amt für Steuern in Niedersachsen. Erklä-
rungspflichtige erhalten dort spätestens 
im Juni 2022 ein Informationsschrei-
ben mit entsprechender Abgabeauffor-
derung.  Das Finanzministerium Baden-
Württemberg forderte hingegen durch 
öffentliche Bekanntmachung auf (GABl 
vom 30.3.2022 Seite 103). In Hessen und 
Hamburg erfolgten öffentliche Bekannt-
machungen. 

Steuererklärungs- 
fristen 2020-2022 

Mit dem ATAD-Umsetzungsge-
setz (vom 25.6.2021, BGBl 2021 
I S. 2035) verlängerte der Ge-
setzgeber bereits die Abgabe-
fristen für Einkommensteuer-, 
Körperschaftsteuer- und Umsatz-
steuer-Jahreserklärungen 2020 
um drei Monate. Das Vierte Co-
rona-Steuerhilfegesetz enthält in 
seiner Entwurfsfassung (Stand 1. 
Lesung Bundestag 8.4.2022) für 
durch Steuerberater angefertigte 
Jahressteuererklärungen 2020 
eine weitere Fristverlängerung. 
Degressiv verlängert werden 
auch die Abgabefristen betref-
fend die Jahre 2021 und 2022. 

Jahressteuererklärungen 2020
Jahressteuererklärungen für 
2020, die durch Berater erstellt 
und abgegeben werden, müs-
sen erst bis zum 31.8.2022 ab-
gegeben werden. 

Jahressteuererklärungen für 
2021 und 2022
Für Angehörige der steuer-
beratenden Berufe gilt nach 
der Entwurfsfassung des Vier-
ten Corona-Steuerhilfegeset-
zes der 31.8.2023 (statt bisher 
28.2.2023) als letzter Abgabe-
termin für Steuererklärungen be-
treffend 2021. Die Jahressteu-
ererklärungen für 2022 müssen 
von den beratenden Berufen am 
31.7.2024 abgegeben werden. 
Für Jahressteuererklärungen, 
die durch Steuerpflichtige selbst 
erstellt und abgegeben wer-
den (sogenannte nicht berate-
ne Fälle), sieht das Vierte Coro-
na-Steuerhilfegesetz in der Ent-
wurfsfassung als Abgabetermin 
für die 2021er-Erklärungen den 
30.9.2022 (statt den 31.7.2022) 
sowie für die 2022er-Erklärun-
gen den 30.8.2023 vor. 

Transparenzregister 
Transparenzregister
Beim Transparenzregister handelt es sich 
um ein vom Bundesanzeiger-Verlag ge-
führtes Zentralregister zur Sammlung und 
zum Abruf der wirtschaftlich Berechtigten 
von juristischen Personen (www.trans-
parenzregister.de). Als wirtschaftlich Be-
rechtigte gelten nach der Definition des 
Geldwäschegesetzes (§ 3 GwG) natürli-
che Personen, in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle eine juristische Per-
son oder Vermögensmasse steht oder auf 
deren Veranlassungen Handlungen jegli-
cher Art durchgeführt werden oder eine 
Geschäftsbeziehung letztlich begründet 
wird. Bei juristischen Personen zählen zu 
den wirtschaftlich Berechtigten natürliche 
Personen, die unmittelbar oder mittelbar 

mehr als 25 % der Kapitalanteile der ju-
ristischen Person halten, mehr als 25 % 
der Stimmrechte kontrollieren oder auf 
vergleichbare Weise, etwa durch Abspra-
chen, Kontrolle ausüben.

Meldefrist bis zum 30.6.2022
Für Kapitalgesellschaften wie Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung (GmbH), 
Genossenschaften, Europäische Genos-
senschaften oder Partnerschaften endet 
die Übergangsfrist für die Meldung ih-
rer Anteilseigner bzw. der wirtschaftlich 
Berechtigten nach obiger Definition am 
30.6.2022. Nur in allen anderen Fällen (z. 
B. eingetragene Personengesellschaften) 
endet die Übergangsfrist bis spätestens 
zum 31.12.2022.
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KfW-Förderungen im Überblick 
KfW-Förderbank 
Die KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau) ist eine 1948 ge-
gründete Förderbank in der Rechtsform einer Anstalt des öf-
fentlichen Rechts. Die KfW ist zu 80 % im Besitz des Bundes 
und zu 20 % im Besitz der Bundesländer. Sie führt eine „staat-
liche Steuerungsfunktion“ aus. Handlungsgrundlage ich das 
KfW-Gesetz.

Förderungen für Privatpersonen
Ob Neubau oder Sanierung bestehender Immobilien, Exis-
tenzgründung oder Studieren: Die KfW fördert mit Krediten zu 
Sonderkonditionen. Wohngebäudekredite gibt es für den Bau 
oder Kauf eines neuen Energieeffizienzhauses oder für die Sa-
nierung eines Altgebäudes zum Effizienzhaus. Förderanträge 
für das Effizienzhaus 40 konnten am 20.4.2022 nur für wenige 
Stunden gestellt werden. Die Fördermittel waren nach kurzer 
Zeit ausgeschöpft. Für den Immobilienbereich stehen derzeit 
jedoch Fördermittel zur Verfügung für die Umwidmung von 
Nichtwohnflächen in Wohnflächen sowie für den altersgerech-
ten Umbau und den Abbau von Barrieren. Letzteres gilt auch 
für den Kauf von umgebauten Wohnräumen. Weitere Förder-
kredite für Privatpersonen gibt es für Studium und Weiterbil-
dung, wobei aktuell Förderanträge für BafoeG-Bankdarlehen 
und Studienbeitragsdarlehen nicht gestellt werden können.

Unternehmensgründung
Private Unternehmensgründer unterstützt die KfW mit ERP-
Gründerkrediten (Startgelder bis zu € 125.000,00), mit 
ERP-Kapitalkrediten zur Stärkung des Eigenkapitals bis zu  
€ 500.000,00 oder mit ERP-Förderkrediten (KMU). Letztere 
gibt es für kleine und mittlere Unternehmen, für Freiberufler 
sowie in Form von KfW-Förderkrediten für den „großen Mittel-
stand“. Gewährt werden bis zu € 25 Mio. Kredit. 

Förderung für Unternehmen 
Unternehmen können von der KfW Förderungen für 

energieeffiziente Maßnahmen im Unternehmen erhalten. Pro-
duktfinder auf der Homepage der KfW (www.kfw.de) führen In-
teressenten zur passenden Förderung. Förderangebote gibt 
es auch für die Bereiche „Innovation und Digitalisierung“ oder 
für Existenzgründungen und Unternehmensübernahmen und 
-beteiligungen sowie für „Investitionen und Wachstum“.

Richtsatzsammlung: Zahlen im Rahmen? 

Richtsatzsammlung 2020
Mit Schreiben vom 20.12.2021 (IV A 8-S1544/19/10001:003) 
veröffentlichte das Bundesfinanzministerium (BMF) die Richt-
satzsammlung 2020. Die jeweils zum Jahresende ausgewer-
teten Richtsatzsammlungen für das Vorjahr basieren auf den 
Datensammlungen der Betriebsprüfer aus dem betreffenden 
Jahr. Die Richtwerte für 2021 erscheinen voraussichtlich im 
Dezember 2022. Die Richtsätze sind für die Finanzverwaltung 
ein Hilfsmittel zur Verprobung von Umsätzen und Gewinnen 
von Gewerbetreibenden. Richtsätze werden auch für Gewinn-
schätzungen verwendet.

Werte nach Gewerbeklassen 
Die Richtsätze werden in Prozentsätzen des wirtschaftlichen 
Umsatzes für den Rohgewinn, für den Halbreingewinn und den 
Reingewinn ermittelt. Die Richtsätze sind nach Gewerbeklas-
sen geschlüsselt. Sie geben Verhältnismäßigkeiten an, wie sich 
der Wareneinsatz in der betreffenden Branche zum Umsatz 

verhält. Gleiches gilt für den Personalaufwand und andere Kos-
ten. Die Richtsätze sollten mit den Zahlen aus dem eigenen 
Gewerbebetrieb verglichen werden. Letzteres empfiehlt sich 
zur Kontrolle bzw. zur Vorbereitung auf die nächste Betriebs-
prüfung. 

Starke Abweichung
Ergeben sich starke Abweichungen zwischen den tatsächli-
chen Zahlen und den Richtsätzen, kann das zu einer Betriebs-
prüfung führen. Die Betriebsprüfer vergleichen regelmäßig die 
in den Steuererklärungen ausgewiesenen Umsätze und Ge-
winne mit den Richtsätzen. Auffälligkeiten ergeben sich im-
mer bei im Verhältnis zum Umsatz übermäßig hohem Waren-
einsatz oder übermäßig hohen Personalkosten. Im Extremfall 
können hohe Abweichungen von den Richtsätzen auch dazu 
führen, dass die gesamte Buchführung als nicht ordnungsge-
mäß verworfen wird und der Gewinn auf Basis der Richtsätze 
geschätzt wird. 
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Grundsteuerreform 2022  
Erklärungspflicht 
Eigentümer unbebauter und bebauter 
Grundstücke, Eigentümer eines Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft, Erbbaube-
rechtigte sowie Eigentümer von Grund 
und Boden, auf diesem ein fremdes 
Gebäude steht, müssen zur Ermittlung 
der neuen Grundsteuerwerte im Rahmen 
der Grundsteuerreform 2022 eine Fest-
stellungserklärung abgeben. Maßgeb-
lich sind die Wertverhältnisse zum Stich-
tag 1.1.2022. Die Erklärungen müssen 
über die Onlinesoftware der Finanzver-
waltung „Elster“ nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz elektronisch übermit-
telt werden. Die Abgabefrist beginnt am 
1.7.2022 und endet am 31.10.2022. 

Öffentliche Bekanntmachung
Erklärungspflichtige, für deren Grundbe-
sitz das Bundesmodell Anwendung fin-
det, wurden zur Abgabe der Erklärung zur 
Feststellung des Grundsteuerwerts durch 
Eintragung im Bundessteuerblatt öffent-
lich aufgefordert (BStBl 2022 I S. 205). Die 
öffentliche Bekanntmachung gilt für die 
Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bre-
men, Mecklenburg-Vorpommern, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Thüringen. 

Individuelle Benachrichtigungen 
Die Bundesländer mit abweichenden 
Ländermodellen fordern ihre Erklärungs-
pflichtigen zum Teil durch Informations-

schreiben und zum Teil durch geson-
derte öffentliche Bekanntmachung auf. 
Bayern hat bereits ab dem 31.3.2022 
damit begonnen, allen Grundstücksei-
gentümern ein Informationsschreiben zur 
neuen Grundsteuer mit entsprechender 
Aufforderung zuzusenden (Bayerisches 
Staatsministerium der Finanzen und für 
Heimat, Pressemitteilung Nr. 082 vom 
30.3.2022). Analog verfährt das Landes-
amt für Steuern in Niedersachsen. Erklä-
rungspflichtige erhalten dort spätestens 
im Juni 2022 ein Informationsschrei-
ben mit entsprechender Abgabeauffor-
derung.  Das Finanzministerium Baden-
Württemberg forderte hingegen durch 
öffentliche Bekanntmachung auf (GABl 
vom 30.3.2022 Seite 103). In Hessen und 
Hamburg erfolgten öffentliche Bekannt-
machungen. 

Steuererklärungs- 
fristen 2020-2022 

Mit dem ATAD-Umsetzungsge-
setz (vom 25.6.2021, BGBl 2021 
I S. 2035) verlängerte der Ge-
setzgeber bereits die Abgabe-
fristen für Einkommensteuer-, 
Körperschaftsteuer- und Umsatz-
steuer-Jahreserklärungen 2020 
um drei Monate. Das Vierte Co-
rona-Steuerhilfegesetz enthält in 
seiner Entwurfsfassung (Stand 1. 
Lesung Bundestag 8.4.2022) für 
durch Steuerberater angefertigte 
Jahressteuererklärungen 2020 
eine weitere Fristverlängerung. 
Degressiv verlängert werden 
auch die Abgabefristen betref-
fend die Jahre 2021 und 2022. 

Jahressteuererklärungen 2020
Jahressteuererklärungen für 
2020, die durch Berater erstellt 
und abgegeben werden, müs-
sen erst bis zum 31.8.2022 ab-
gegeben werden. 

Jahressteuererklärungen für 
2021 und 2022
Für Angehörige der steuer-
beratenden Berufe gilt nach 
der Entwurfsfassung des Vier-
ten Corona-Steuerhilfegeset-
zes der 31.8.2023 (statt bisher 
28.2.2023) als letzter Abgabe-
termin für Steuererklärungen be-
treffend 2021. Die Jahressteu-
ererklärungen für 2022 müssen 
von den beratenden Berufen am 
31.7.2024 abgegeben werden. 
Für Jahressteuererklärungen, 
die durch Steuerpflichtige selbst 
erstellt und abgegeben wer-
den (sogenannte nicht berate-
ne Fälle), sieht das Vierte Coro-
na-Steuerhilfegesetz in der Ent-
wurfsfassung als Abgabetermin 
für die 2021er-Erklärungen den 
30.9.2022 (statt den 31.7.2022) 
sowie für die 2022er-Erklärun-
gen den 30.8.2023 vor. 

Transparenzregister 
Transparenzregister
Beim Transparenzregister handelt es sich 
um ein vom Bundesanzeiger-Verlag ge-
führtes Zentralregister zur Sammlung und 
zum Abruf der wirtschaftlich Berechtigten 
von juristischen Personen (www.trans-
parenzregister.de). Als wirtschaftlich Be-
rechtigte gelten nach der Definition des 
Geldwäschegesetzes (§ 3 GwG) natürli-
che Personen, in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle eine juristische Per-
son oder Vermögensmasse steht oder auf 
deren Veranlassungen Handlungen jegli-
cher Art durchgeführt werden oder eine 
Geschäftsbeziehung letztlich begründet 
wird. Bei juristischen Personen zählen zu 
den wirtschaftlich Berechtigten natürliche 
Personen, die unmittelbar oder mittelbar 

mehr als 25 % der Kapitalanteile der ju-
ristischen Person halten, mehr als 25 % 
der Stimmrechte kontrollieren oder auf 
vergleichbare Weise, etwa durch Abspra-
chen, Kontrolle ausüben.

Meldefrist bis zum 30.6.2022
Für Kapitalgesellschaften wie Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung (GmbH), 
Genossenschaften, Europäische Genos-
senschaften oder Partnerschaften endet 
die Übergangsfrist für die Meldung ih-
rer Anteilseigner bzw. der wirtschaftlich 
Berechtigten nach obiger Definition am 
30.6.2022. Nur in allen anderen Fällen (z. 
B. eingetragene Personengesellschaften) 
endet die Übergangsfrist bis spätestens 
zum 31.12.2022.
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KfW-Förderungen im Überblick 
KfW-Förderbank 
Die KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau) ist eine 1948 ge-
gründete Förderbank in der Rechtsform einer Anstalt des öf-
fentlichen Rechts. Die KfW ist zu 80 % im Besitz des Bundes 
und zu 20 % im Besitz der Bundesländer. Sie führt eine „staat-
liche Steuerungsfunktion“ aus. Handlungsgrundlage ich das 
KfW-Gesetz.

Förderungen für Privatpersonen
Ob Neubau oder Sanierung bestehender Immobilien, Exis-
tenzgründung oder Studieren: Die KfW fördert mit Krediten zu 
Sonderkonditionen. Wohngebäudekredite gibt es für den Bau 
oder Kauf eines neuen Energieeffizienzhauses oder für die Sa-
nierung eines Altgebäudes zum Effizienzhaus. Förderanträge 
für das Effizienzhaus 40 konnten am 20.4.2022 nur für wenige 
Stunden gestellt werden. Die Fördermittel waren nach kurzer 
Zeit ausgeschöpft. Für den Immobilienbereich stehen derzeit 
jedoch Fördermittel zur Verfügung für die Umwidmung von 
Nichtwohnflächen in Wohnflächen sowie für den altersgerech-
ten Umbau und den Abbau von Barrieren. Letzteres gilt auch 
für den Kauf von umgebauten Wohnräumen. Weitere Förder-
kredite für Privatpersonen gibt es für Studium und Weiterbil-
dung, wobei aktuell Förderanträge für BafoeG-Bankdarlehen 
und Studienbeitragsdarlehen nicht gestellt werden können.

Unternehmensgründung
Private Unternehmensgründer unterstützt die KfW mit ERP-
Gründerkrediten (Startgelder bis zu € 125.000,00), mit 
ERP-Kapitalkrediten zur Stärkung des Eigenkapitals bis zu  
€ 500.000,00 oder mit ERP-Förderkrediten (KMU). Letztere 
gibt es für kleine und mittlere Unternehmen, für Freiberufler 
sowie in Form von KfW-Förderkrediten für den „großen Mittel-
stand“. Gewährt werden bis zu € 25 Mio. Kredit. 

Förderung für Unternehmen 
Unternehmen können von der KfW Förderungen für 

energieeffiziente Maßnahmen im Unternehmen erhalten. Pro-
duktfinder auf der Homepage der KfW (www.kfw.de) führen In-
teressenten zur passenden Förderung. Förderangebote gibt 
es auch für die Bereiche „Innovation und Digitalisierung“ oder 
für Existenzgründungen und Unternehmensübernahmen und 
-beteiligungen sowie für „Investitionen und Wachstum“.

Richtsatzsammlung: Zahlen im Rahmen? 

Richtsatzsammlung 2020
Mit Schreiben vom 20.12.2021 (IV A 8-S1544/19/10001:003) 
veröffentlichte das Bundesfinanzministerium (BMF) die Richt-
satzsammlung 2020. Die jeweils zum Jahresende ausgewer-
teten Richtsatzsammlungen für das Vorjahr basieren auf den 
Datensammlungen der Betriebsprüfer aus dem betreffenden 
Jahr. Die Richtwerte für 2021 erscheinen voraussichtlich im 
Dezember 2022. Die Richtsätze sind für die Finanzverwaltung 
ein Hilfsmittel zur Verprobung von Umsätzen und Gewinnen 
von Gewerbetreibenden. Richtsätze werden auch für Gewinn-
schätzungen verwendet.

Werte nach Gewerbeklassen 
Die Richtsätze werden in Prozentsätzen des wirtschaftlichen 
Umsatzes für den Rohgewinn, für den Halbreingewinn und den 
Reingewinn ermittelt. Die Richtsätze sind nach Gewerbeklas-
sen geschlüsselt. Sie geben Verhältnismäßigkeiten an, wie sich 
der Wareneinsatz in der betreffenden Branche zum Umsatz 

verhält. Gleiches gilt für den Personalaufwand und andere Kos-
ten. Die Richtsätze sollten mit den Zahlen aus dem eigenen 
Gewerbebetrieb verglichen werden. Letzteres empfiehlt sich 
zur Kontrolle bzw. zur Vorbereitung auf die nächste Betriebs-
prüfung. 

Starke Abweichung
Ergeben sich starke Abweichungen zwischen den tatsächli-
chen Zahlen und den Richtsätzen, kann das zu einer Betriebs-
prüfung führen. Die Betriebsprüfer vergleichen regelmäßig die 
in den Steuererklärungen ausgewiesenen Umsätze und Ge-
winne mit den Richtsätzen. Auffälligkeiten ergeben sich im-
mer bei im Verhältnis zum Umsatz übermäßig hohem Waren-
einsatz oder übermäßig hohen Personalkosten. Im Extremfall 
können hohe Abweichungen von den Richtsätzen auch dazu 
führen, dass die gesamte Buchführung als nicht ordnungsge-
mäß verworfen wird und der Gewinn auf Basis der Richtsätze 
geschätzt wird. 
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Zahlungstermine

Juni 2022

10. Umsatzsteuer mtl. für Mai bzw. April 
mit Dauerfristverlängerung bei  
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Mai
Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohn-
steuer, Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Solidaritätszuschlag.  
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck.

24. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

*27. Zusammenfassende Meldung 
(Umsatzsteuer)

28. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Fälligkeit der Beiträge)

* Verschiebung dieses Termins wegen Feiertag (§ 108 
Abs. 3 AO)

Kaufkraftzuschläge 2022  
Entsenden deutsche Unternehmer Mitarbeiter für eine bestimmte Zeit ins Ausland, sind 
diese häufig höheren Lebenshaltungskosten ausgesetzt als es in Deutschland der Fall ist. 
Ist der Entsendezeitraum zeitlich begrenzt, verbleibt das Besteuerungsrecht für die Lohn-
zahlungen im Regelfall trotz vorübergehendem Wegzugs des Arbeitnehmers in Deutsch-
land. 

Kaufkraftausgleich
Arbeitgeber können in solchen Fällen höhere Kosten durch Zahlung eines Kaufkraftaus-
gleichs abgelten. Solche Kaufkraftausgleiche sind nach § 3 Nr. 64 Satz 3 Einkommen-
steuergesetz/EStG steuerfrei, soweit diese die nach dem Bundesbesoldungsgesetz zu-
lässigen Beträge nicht übersteigen.

Neues BMF-Schreiben 
Das Auswärtige Amt hat im Schreiben vom 13.4.2022, IV C 5 - S 2341/22/10001 :001 
die Kaufkraftzuschläge für 2022 neu festgesetzt. Anpassungen wurden für 2022 vorge-
nommen, u. a. für Bahrain, Bangladesch, Belgien, Benin, Brasilien, Burkina Faso, Indien, 
Island, Israel, Jamaika, Japan, Kambodscha, Kap Verde, Mexiko, Norwegen, Uganda und 
Großbritannien. Alle neuen ab dem 1.4.2022 geltenden steuerfreien Zuschlagsbeträ-
ge in Prozent können auf der Homepage des Bundesfinanzministeriums als Excel-Datei 
heruntergeladen werden. 

Stundenzettel bei Minijobbern 
Besondere Aufzeichnungspflichten für Minijobber
Arbeitgeber, die Minijobber beschäftigen, müssen für jeden Minijobber innerhalb von 
sieben Tagen Beginn, Ende und Dauer der Arbeit erfassen. Aufzeichnungspflichtig sind 
auch Krankheits- und Urlaubstage. Die Arbeitszeiterfassung ist nicht an eine besonde-
re Form gebunden und muss auch nicht elektronisch erfolgen (BT-Drucks. 19/6686). 

Rechtsgrundlage
Die Aufzeichnungspflichten ergeben sich aus dem Mindestlohngesetz (§ 17 MiLoG). 
Sie gelten für alle Arbeitgeber und nicht nur für Angehörige der besonderen Branchen 
nach dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. Bei Familienangehörigen entfallen 
die Aufzeichnungspflichten im Regelfall. Bei einer GmbH kommt es auf das Verwandt-
schaftsverhältnis bzw. auf die Beziehung des Geschäftsführers an. Für die steuerliche 
Anerkennung eines Minijob-Verhältnisses sind Aufzeichnungen betreffend die Arbeits-
zeit, z. B. Stundenzettel, nicht zwingend erforderlich (BFH Urteil vom 18.11.2020, VI R 
28/18 BStBl 2021 II S. 450).

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Abgeltung-
steuer auf dem 
Prüfstand  
Einkünfte aus Kapitalvermögen werden 
mit einer 25%igen Kapitalertragsteuer 
zzgl. Solizuschlag und ggf. Kirchensteu-
ern besteuert (sogenannte Abgeltung-
steuer). Der Steuersatz gilt hierbei un-
abhängig von der Höhe der Kapitalein-
künfte. Alle übrigen Einkünfte werden 
hingegen zum jeweiligen progressiven 
Steuersatz besteuert. Dieser ist abhän-
gig von der Höhe des zu versteuernden 
Einkommens. 

Vorlagebeschluss an das BVerfG 
Der 7. Senat des Niedersächsischen Fi-
nanzgerichts/FG hält die Abgeltungsbe-
steuerung der Kapitaleinkünfte in der 
gegenwärtigen Form für mit dem Gleich-
heitssatz des Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz 
(GG) nicht vereinbar. Der Senat hat daher 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
angerufen (Vorlagebeschluss FG Nieder-
sachsen vom 18.3.2022, 7 K 120/21). 
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